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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Datenschutz und Statistik

Das im Vorjahr beschlossene Datenschutzgesetz wurde auf den 1. Juli in Kraft gesetzt.
Zum Datenschutzbeauftragten wählte der Bundesrat den früheren Preisüberwacher
Odilo Guntern, zum Präsidenten der Datenschutzkommission den St. Galler Professor
Rainer Schweizer. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.07.1993
HANS HIRTER

Anlässlich der Vorstellung seines ersten Jahresberichtes wies der
Datenschutzbeauftragte Odilo Guntern auf die Beeinträchtigung der Anliegen des
Datenschutzes durch die Massnahmen zur Wahrung der inneren Sicherheit hin. Wegen
der verbesserten technischen und organisatorischen Mittel der Untersuchungsorgane
und des Bestrebens verschiedener Amtsstellen, direkten Zugriff auf Datenbanken zu
erhalten, würden die im Datenschutzgesetz definierten Persönlichkeitsrechte
allmählich ausgehöhlt. Zudem kritisierte er die seiner Ansicht nach übertriebenen
Einschränkungen der Einsichtsrechte beim Entwurf für ein neues Staatsschutzgesetz
und bei den neuen polizeilichen Zentralstellen. 2

BERICHT
DATUM: 07.07.1994
HANS HIRTER

Die Kommission für Rechtsfragen des Ständerates war der Auffassung, dass es dem
Parlament nicht möglich sei, die im September des Vorjahres vom Bundesrat
vorgelegten gesetzlichen Grundlagen für die Führung resp. den Aufbau von bestimmten
Personenregistern des Bundesamtes für Polizeiwesen so rasch zu behandeln, dass sie
noch vor dem 1. Juni 1998 in Kraft gesetzt werden können. Da das Datenschutzgesetz
diese Rechtsgrundlagen in seinen Übergangsbestimmungen für bereits bestehende
Datensammlungen mit schützenswerten Personendaten oder Persönlichkeitsprofilen
verlangt, könnten diese nicht mehr weitergeführt werden. Der Datenschutzbeauftragte
des Bundes hatte zudem die Kommission darauf aufmerksam gemacht, dass auch
andere Bundesstellen bei der Schaffung der gesetzlichen Grundlagen für ihre
Datensammlungen in Verzug seien. Um einen gesetzlosen Zustand zu vermeiden,
beantragte die Kommission deshalb mit einer parlamentarischen Initiative einen
allgemeinverbindlichen Dringlichkeitsbeschluss für eine Verlängerung der
Übergangsfrist im Datenschutzgesetz auf Ende 1999. Der Bundesrat begrüsste die
Kommissionsinitiative und schlug sogar vor, die Frist noch um ein zusätzliches Jahr
hinauszuschieben. Das Parlament hiess die Fristverlängerung auf Ende 1999 gut. Im
Nationalrat gab es eine Gegenstimme (Jaquet, sp, VD), in der kleinen Kammer keine. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 24.06.1998
HANS HIRTER

Innere Sicherheit

Die Reaktionen auf den Entwurf des Bundesrates fielen gemischt aus. Sowohl die SP als
auch das Komitee, welches die Volksinitiative eingereicht hatte, sahen darin einen
Rückfall hinter die Zeit des «Fichen-Skandals». Einiges Aufsehen erregte eine
Stellungnahme des Datenschutzbeauftragten Guntern, der kritisierte, dass sowohl bei
dieser als auch bei anderen vom EJPD ausgearbeiteten Vorlagen die Belange des
Datenschutzes zuwenig berücksichtigt würden. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.03.1994
HANS HIRTER

Der Ständerat anerkannte die Berechtigung und die Dringlichkeit des Begehrens. Aus
rechtstechnischen Gründen folgte er aber – mit Einverständnis von Bundesrat Koller –
seiner Kommission, die beantragte, die erforderlichen Bestimmungen nicht ins StGB
einzubauen, sondern ein neues, vom Kommissionspräsidenten Zimmerli (svp, BE)
konzipiertes Bundesgesetz über kriminalpolizeiliche Zentralstellen zu schaffen. Dieses
könnte später den gesetzlichen Rahmen für weitere Zentralstelle bilden. In der politisch
heikelsten Frage, der Regelung des Datenschutzes, entschied sich der Ständerat für
eine restriktivere Lösung, die sich an der britischen Praxis orientiert. Um zu verhindern,
dass Kriminelle herausfinden können, ob über sie überhaupt Informationen vorhanden
sind, sollen keine Einsichtsgesuche in die Datensammlung der Zentralstellen gestellt
werden können. Der Datenschutzbeauftragte soll Interessierten auf Anfrage lediglich

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.06.1994
HANS HIRTER
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mitteilen, dass er selbst Einsicht genommen habe und dass er – falls Daten vorhanden
gewesen wären – die korrekte Bearbeitung allfällig falsch bearbeiteter Daten
angeordnet hätte. 5

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Mietwesen

Nach Ansicht des Datenschutzbeauftragten Odilo Guntern sind viele Fragen
auf Anmeldungsformularen bei Wohnungsbewerbungen unnötig und verletzen die
Privatsphäre der Mieter. Guntern erliess im November zuhanden der Vermieter- und
Mieterverbände eine Empfehlung. So soll etwa das Einkommen nur noch in Kategorien
erhoben werden und Fragen, ob sich der Mieter in einer Notlage befinde oder ob er
aufgrund der Verhältnisse auf dem Wohnungsmarkt zum Abschluss des Mietvertrages
gezwngen wurde, nicht mehr erlaubt sein. Ebenso sollen keine Fragen mehr zur
Mitgliedschaft bei einer Mieterschutzorganisation oder zum Bestehen chronischer
Krankheiten des Wohnungsbewerbers gestellt werden dürfen. In einer ersten Reaktion
akzeptierten die Vermieterverbände die als moderat eingestuften Empfehlungen. 6

ANDERES
DATUM: 23.11.1994
EVA MÜLLER

1994 hatte der Datenschutzbeauftragte Odilo Guntern viele Fragen bei
Wohnungsbewerbungen als unnötig und die Privatsphäre der Mieter verletzend
kritisiert. Die Eidg. Datenschutzkommission (EDSK) kam nun teilweise zu einer anderen
Ansicht: So dürfe gefragt werden, ob jemand Schweizer oder Ausländer ist. Auch die
Fragen nach Anzahl, Alter und Geschlecht der Kinder und nach der Anzahl Autos seien
zulässig. Hingegen stützte die EDSK die Ansicht, dass punktuelle Fragen zur finanziellen
Situation eines Mietinteressenten unzulässig seien. 7

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 05.12.1996
EVA MÜLLER
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